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Spanien hat insbesondere in den
letzten Jahren einen regelrechten
Bauboom erlebt. Nach Einschät-
zung des spanischen Wirtschafts-
ministeriums hat sich der Immo-
biliensektor mittlerweile zu einer
der wichtigsten, wenn nicht der
tragenden Säule der spanischen
Wirtschaft entwickelt. Immerhin
trug er in der Vergangenheit mehr
als alle anderen Einflüsse zum ste-
tigen Wachstum der Volkswirt-
schaft bei. Die mittlerweile jah-
relang anhaltende unentwegte
Nachfrage führt jedoch zu einer
Verknappung des für die Errich-
tung neuer Immobilien dringend
benötigten Baulandes. Dieser
Umstand zusammen mit den teil-
weise recht langwierigen Geneh-
migungsverfahren für neue Bau-
vorhaben, hat die Fertigstellung
neuer Immobilien wohl am mei-
sten beeinflußt und gedrosselt.

Der Wunsch einiger Unter-
nehmer trotz dieser natürlichen
Beschränkungen vom Baufieber
zu profitieren, treibt bisweilen
gefährliche Blüten.

So kann man immer wieder
von skrupellosen Geschäftema-
chern erfahren, die durch den
Reiz des schnellen Geldes
angelockt, Bauvorhaben in kür-
zester Zeit aus dem Boden stamp-
fen, ohne über die erforderlichen
Baugenehmigungen zu verfügen.
Zu weilen fehlt es dann nicht nur
an der erforderlichen Baugeneh-
migung, sondern gar am geeig-
neten, genehmigungsfähigen
Grund und Boden.

Um solche Vorgänge und ande-
re böse Überraschungen zu ver-
meiden, ist es wichtig, sich vor
der Unterzeichnung des Kaufver-
trages darüber Gewißheit zu ver-
schaffen, daß sich die Wunschim-
mobilie auch tatsächlich auf von
der Verwaltung genehmigtem
Bauland befindet und in Überein-
stimmung mit dem städtischen
Bebauungsplan – beziehungs-
weise Flächennutzungsplan –
errichtet wurde. Auch das Vor-
handensein und die Einhaltung
der entsprechende Baugenehmi-

gung sollte überprüft werden.
Diese Informationen können

bei der Gemeinde und im Grund-
buchamt erfragt werden.

Ist der Kauf bereits erfolgt, und
besteht ein dahingehender Ver-
dacht, daß nicht alle Vorschriften
berücksichtigt und eingehalten
wurden, sollte man trotzdem nicht
in Panik geraten.

Abhängig von der rechtlichen
Einstufung des Bodens, und je
nachdem, wieviel Zeit seit dem
Abschluß des Bauvorhabens ver-
ging, sind die möglichen Konse-
quenzen ganz unterschiedlich.

Strenggenommen werden fol-
gende Fälle unterschieden:

KEINE BAUGENEHMIGUNG ABER
ERRICHTUNG AUF BAULAND 

Ist das ungenehmigte Bauvorha-
ben erst einmal abgeschlossen,
das heißt die Immobilie ohne Bau-
genehmigung fertig errichtet wor-
den, beginnt eine Vierjahresfrist
zu laufen.

Innerhalb dieser Frist kann die
Gemeindeverwaltung, wenn sie
von der Illegalität der Immobilie
erfährt, vom Bauträger die Bean-

tragung einer nachträglichen Bau-
genehmigung fordern.

In diesem Fall gewährt der
Gesetzgeber dem Bauträger für
die Beantragung einer Genehmi-
gung zwei Monate Zeit.

Wird die Baugenehmigung

fristgerecht beantragt und erteilt,
ist das bislang illegale Gebäude
von nun an als legal anzusehen.

Verstreichen die zwei Monate
allerdings ungenutzt oder ver-
wehrt die zuständige Behörde die
nachträgliche Genehmigung,
erfolgt eine kostenpflichtige
Abrißverfügung, und der bishe-
rige Gebrauch wird unterbunden.

Sollte sich in diesen vier Jah-
ren die Gemeinde hingegen nicht
rühren, wird zwar aus dem ille-

gal errichteten Gebäude kein lega-
les – die Illegalität ist jedoch ab
diesem Zeitpunkt von der Gemein-
de zu erdulden. Es darf weder
eine Abrißverfügung ergehen,
noch dürfen andere benachteili-
gende Maßnahmen von der Ver-
waltung ergriffen werden.

Trotzdem unterliegen diese
Immobilien speziellen Regelun-
gen, wie dem sogenannten „Régi-
men de Fuera de Ordenación“.
Hiernach können an der betrof-
fenen Immobilie keine über die
für die Erhaltung notwendigen
Reparaturen hinausgehenden
Arbeiten durchgeführt werden.
Modernisierungsmaßnahmen
oder Erweiterungsbauten sind
strikt untersagt.

Bestand übrigens eine Bauge-
nehmigung aber wurde von der
erteilten Baugenehmigung abge-
wichen, sind die oben gemachten
Ausführungen zu Bauten ohne
Genehmigung sinngemäß anzu-
wenden. Betroffen wären dann
also nur die von der Genehmigung
abweichenden Gebäudeteile.

GEBÄUDE AUF NICHT ALS BAU-
LAND AUSGEWIESENEM GRUND

UND BODEN

Wenn es sich bei dem bebauten
Grundstück um nicht als Bauland
ausgewiesene Flächen handelte,
konnte auch niemals (von weni-
gen Ausnahmen abgesehen) eine
entsprechende Baugenehmigung
erteilt werden. Erfährt die
Gemeinde innerhalb von vier Jah-
ren nach Fertigstellung des Baus
von der Errichtung und hat sich
bis dahin nicht der Flächennut-
zungsplan geändert, besteht auch
nicht die Möglichkeit einer Über-
führung in die Legalität. Ein

Abriß – mit allen sich hieraus
ergebenden Konsequenzen – wäre
die direkte Folge.

Auch, wenn die vier Jahre
bereits verstrichen sind, muß man
jedoch vorsichtig sein.

Handelt es sich nämlich um
besonders geschützte Gebiete
führt auch der Ablauf der Vier-
jahresfrist nicht zum möglicher-
weise heiß ersehnten Bestands-
schutz. So können Gebäude, die
offensichtlich und klar erkennbar
an ungeeigneten Orten errichtet
wurden, auch nach Ablauf dieser
Frist abgerissen werden. Zu den
besonders geschützten Gebieten
zählen beispielsweise solche, die
einen anerkannten landschaftli-
chen, ökologischen, historischen
oder kulturellen Wert besitzen.

Die für den Bau Verantwortli-
chen (meist der Bauträger) haben
zwar mit Strafen zu rechnen, die
von einer Geldbuße bis zum Frei-
heitsentzug reichen können, den
Käufer eines vom Abriß bedroh-
ten Hauses wird dies allerdings
kaum beruhigen. Obwohl nicht
schutzlos gestellt – selbstver-
ständlich kann er Schadensersatz
geltend machen – läßt sich der im
schlimmsten Fall eintretende
traumatische Verlust des eigenen
Hauses wohl nicht mit Geld auf-
wiegen und ausgleichen.

Die weitreichenden Folgen
ungenehmigter Bauten 
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Suelo urbano: Bauland.

Suelo urbanizable: Bauerwartungsland. Grundstückseigentümer haben das Recht

die Umwandlung in Bauland voranzutreiben.

Suelo no urbanizable oder suelo rústico: Meist land- oder forstwirtschaftliche

Flächen. Eigentlich nicht bebaubares Land. Unter bestimmten Voraussetzungen

und in einem engen Rahmen ausnahmsweise bebaubar.

GRUNDSTÜCKSARTEN

ILLEGAL? Mindestabstand zur Küste muß eingehalten werden / EFE

Vor dem Kauf:
Informationen bei
der Gemeinde und
im Grundbuchamt
einholen
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